
Wissenschaftlicher Beitrag

Zusammenfassung I n welchem Maße lässt sich das an-
haltende Wachstum des Berufspendelverkehrs (Wohnort 
und Arbeitsort in verschiedenen Gemeinden) mit Verände-
rungen der Siedlungsstruktur erklären? Zur Beantwortung 
dieser Frage werden gemeindescharfe Datensätze zur Er-
werbstätigkeit und Beschäftigung sowie zu den regionalen 
Berufsverkehrsverflechtungen über einen Zeitraum von 37 
Jahren analysiert (1970–2007). In den betrachteten acht 
Agglomerationsräumen steigen über den gesamten Be-
trachtungszeitraum der Anteil des gemeindeübergreifenden 
Berufspendelns und die Pendeldistanzen. Die räumliche 
Entwicklung hat trotz Beschäftigungssuburbanisierung in 
keiner Region zu einer Reduzierung des Pendelns geführt. 
Dabei ist in allen betrachteten Agglomerationsräumen die 
Zunahme des Pendelns deutlich stärker, als dies nach den 
Veränderungen der Strukturindikatoren zu erwarten gewe-
sen wäre.
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Forced or Excessive Commuting? 

The Impact of Urban Spatial Structure 
on the Journey to Work

Abstract T o what extent can the ongoing growth of com-
muting between different municipalities be explained by 
the spatial dynamics of the urban landscape? To answer 
this question we analyze municipality level data which con-
tain information about trends in jobs and housing locations 
and regional commuting trips over a period of almost four 
decades (1970–2007). Our results show increasing shares 
of cross-municipal commuting, along with increasing com-
muting distances over time. Despite the suburbanization 
of the labor force, people and jobs did not come closer 
together and the shares of cross-municipal commuting trips 
have not declined over time. Moreover, our study shows 
that the growth in commuting is clearly stronger than what 
might be expected from the changing geography of work-
ing and housing locations.

Keywords  Urban spatial structure · Commuting · 
Suburbanization · Metropolitan areas

1  �Einleitung

Der Anteil und die Anzahl der Erwerbstätigen, die ihre Wohn-
gemeinde für die Arbeit verlassen, ist in den vergangenen 
Jahrzehnten kontinuierlich gestiegen, ebenso wie die von 
ihnen im Mittel zurückgelegten Distanzen (Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung 2005; Einig/Pütz 2007; Haas/
Hamann 2008; Statistisches Bundesamt 2009; Guth/Holz-
Rau/Maciolek et al. 2010). Dabei spielt der Berufsverkehr 
mit seinem hohen Anteil am gesamten Verkehrsaufwand 
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eine wichtige Rolle für die klimarelevanten Emissionen des 
Personenverkehrs.1 Diese Problematik bildet den Hinter-
grund der hier durchgeführten Analysen des Berufspendel-
verkehrs, vor allem der Berufspendeldistanzen.

Grundsätzlich kann das Berufspendeln mit zwei Ursa-
chenkomplexen erklärt werden, erstens der Bereitschaft 
und Möglichkeit von Individuen, Pendelwege zurückzule-
gen (Verhaltenskomponente), und zweitens der gegebenen 
räumlichen Verteilung von Wohn- und Arbeitsstätten (mor-
phologische Komponente) (Charron 2007). Letztere indi-
ziert das in der Siedlungsstruktur manifestierte minimale 
Ausmaß von Berufsverkehrsverflechtungen, des Pendelauf-
kommens zwischen den Städten und Gemeinden, während 
die Verhaltenskomponente eher Ausdruck individueller 
Abwägungsentscheidungen ist, in denen der Nutzen und die 
Kosten des Pendelns einander gegenübergestellt werden.

Welche dieser beiden Komponenten maßgeblicher ist, ist 
in der wissenschaftlichen Literatur umstritten. Eine Reihe 
von Studien sieht die Veränderungen der räumlichen Vertei-
lung von Wohn- und Arbeitsstätten im Zuge von Suburbani-
sierungsprozessen als wesentliche Determinante steigender 
Berufsverkehrsverflechtungen an (Frost/Linneker/Spence 
1998; Siedentop/Kausch/Einig et al. 2003; Siedentop 2007; 
Guth/Holz-Rau/Maciolek et al. 2010; Boussauw/Derudder/
Witlox 2011). Obwohl sich in den vergangenen Jahrzehn-
ten auch eine beachtliche Beschäftigungssuburbanisierung 
(Ansiedlung von Arbeitsplätzen im Umland der Kernstädte) 
vollzogen hat, existiert nach wie vor ein erheblicher Bedeu-
tungsüberschuss der Kernstädte bei den Arbeitsplätzen. 
Entsprechend viele Erwerbstätige pendeln in die Groß-
städte. Neben einer ungleichgewichtigen Ausstattung der 
Kernstädte und suburbanen Gebiete mit Arbeitsplätzen kön-
nen auch innerhalb des suburbanen Raumes Ungleichge-
wichte festgestellt werden (Cervero 1996; Siedentop 2007). 
Beschäftigungsstarke Gemeinden sind häufig nicht die 
„Hotspots“ des Wohnungsbaus und umgekehrt. Derartige 
gesamtregionale und/oder intrasuburbane Ungleichge-
wichte des Wohnens und Arbeitens – in der internationalen 
Fachdiskussion als „Jobs-Housing Imbalance“ bezeichnet 
– sind ein Aspekt der Verkehrsintensität der Raumstruktur.

Eine zweite Position relativiert die Bedeutung sied-
lungsstruktureller Merkmale im Sinne der Verteilung von 
Wohn- und Arbeitsstätten auf die Gemeinden. Die Wohn-
standortwahl von Berufstätigen wird durch Faktoren wie die 
Wohn- und Wohnumfeldqualität weitaus stärker beeinflusst 
als durch den Wunsch nach Nähe zum Arbeitsplatz (Hamil-

1 Die Distanzen im Berufsverkehr in Deutschland haben dabei nach 
den der Veröffentlichung „Verkehr in Zahlen“ zugrunde liegenden 
schätzungen zwischen 1976–2009 ähnlich stark zugenommen wie im 
gesamtverkehr. Der anteil des Berufsverkehrs am gesamten Verkehrs-
aufwand (ohne Begleitwege) ist weitgehend stabil (1976: 20,6 %, 
2009: 19,1 %) (Bundesministerium für Verkehr, Bau und stadtent-
wicklung 2011: 225).

ton 1982; Giuliano/Small 1993; Wachs/Taylor/Levine et al. 
1993; Horner 2002; Charron 2007). Zusätzlich verwiesen 
sei auf tiefgreifende gesellschaftliche Veränderungen wie 
die Pluralisierung der Haushalts- und Lebensformen, die 
Zunahme der Doppelerwerbstätigkeit in Haushalten, höhere 
berufliche Qualifikation und Spezialisierung sowie die zeit-
liche Befristung von Arbeitsverträgen. Auch diese Entwick-
lungen können dazu führen, dass innerhalb einer gegebenen 
räumlichen Verteilung von Wohnungen und Arbeitsplätzen 
die Bereitschaft und auch die Notwendigkeit zum Pen-
deln steigen. Gleichzeitig hat die Raumdurchlässigkeit 
erheblich zugenommen. Dies resultiert aus dem Anstieg 
der privaten Motorisierung und dem parallelen Ausbau 
der Verkehrssysteme. Auch dies gilt als wichtige Grund-
lage der räumlichen Entkoppelung von Wohnstandort- und 
Arbeitsplatzentscheidungen insbesondere in Form der Sub-
urbanisierung zunächst des Wohnens und später des Arbei-
tens. Empirische Bestätigung sucht diese Argumentation 
in der geringen Übereinstimmung des siedlungsstrukturell 
erzwungenen (minimalen) und des tatsächlichen Pendelver-
kehrs (Hamilton 1982; White 1988; Giuliano/Small 1993) 
– ein Phänomen, das von Giuliano/Small (1993: 1486) als
„Excess Commuting“ bezeichnet wurde. Eher gering wird
die Bedeutung einer raumplanerischen Einflussnahme auf
das Pendeln durch eine Steuerung der Wohn- und Arbeits-
stättenverteilung bewertet; präferiert werden eher preispoli-
tische Maßnahmen, die eine höhere finanzielle Belastung
des Pendelns nach sich ziehen würden (vgl. z. B. Gordon/
Richardson 1997).

Eine dritte Position schreibt zumindest der Phase der 
Suburbanisierung von Arbeitsplätzen verkehrsdämpfende 
Wirkungen zu. Es wird argumentiert, dass die der Wohnsub-
urbanisierung zeitlich folgende Entstehung eines suburba-
nen Arbeitsmarktes kürzere intrasuburbane Pendelwege 
ermöglicht. Durch die Dezentralisierung der Arbeitsplätze 
können Arbeitnehmer mit einem Wohnstandort im Umland 
vermehrt zwischen Arbeitsplätzen in Kernstadt und Umland 
auswählen (Gordon/Kumar/Richardson 1989; Dubin 1991; 
Gordon/Richardson 1997; Albers/Bahrenberg 1999; Hesse 
2001; Crane/Chatman 2004). So werden vergleichsweise 
lange Pendlerverflechtungen zwischen Umland und Stadt 
sukzessive durch kürzere Pendelwege zwischen Gemein-
den im Umland abgelöst (Giuliano 1991; Aguiléra/Mignot 
2004). Nach dieser Hypothese, die teils als „Co-Location“-, 
teils als „Rational Locator“-Hypothese bezeichnet wird, 
streben Beschäftigte mit ihrer Entscheidung für einen sub-
urbanen Wohn- und Arbeitsstandort nach einer Entlastung 
bei ihren Verkehrsaufwendungen (Reisezeit und Verkehrs-
kosten). In der Summe individueller Nutzen-Kosten-Ab-
wägungen auch seitens der Unternehmen bildet sich nach 
Ansicht der Vertreter der Co-Location-Hypothese im Zeit-
verlauf ein polyzentrisch-disperses Siedlungsgefüge mit 
geringeren Verkehrsaufwendungen, gemessen am Verflech-



487Erzwungenes oder exzessives Pendeln?

tungsniveau monozentrischer Siedlungssysteme (Levinson/
Kumar 1994; Levinson 2007).

Vor dem Hintergrund dieses Disputs über die Bedeutung 
siedlungsstruktureller Merkmale und individueller Stand-
ortentscheidungen für den Berufsverkehr und dessen Verän-
derungen werden hier drei konkurrierende Hypothesen einer 
empirischen Überprüfung unterzogen (vgl. auch Tab. 1).

• 	�„Jobs-Housing Imbalance“-Hypothese (H1): Die räum-
liche Entmischung von Wohn- und Arbeitsstätten als
räumliche Verteilung von Wohnorten und Arbeitsplät-
zen im Zuge der Suburbanisierung führt zu steigenden
Pendlerverflechtungen.

• 	�„Excess Commuting“-Hypothese (H2): Die Siedlungs-
struktur erklärt die steigenden Pendlerverflechtungen
nur nachrangig. Andere Faktoren, wie z. B. die Doppel-
erwerbstätigkeit, die Qualität von Arbeitsplätzen oder
Wohnorten, die fortschreitende Spezialisierung und
Qualifikation, sind bei den individuellen Entscheidun-
gen über die Lage des Arbeitsplatzes und des Wohnortes
dominant und führen zu einem höheren Pendelaufwand.

• 	�„Co-Location“-Hypothese (H3): Die Suburbanisierung
der Bevölkerung und der Beschäftigung als räumliche
Verteilung von Wohnorten und Arbeitsplätzen sowie das
Bemühen der Akteure um eine Reduzierung ihres Ver-
kehrsaufwandes führen zu Verflechtungsmustern mit
geringerem Verkehrsaufwand.

Zur Untersuchung dieser Hypothesen werden Daten zu 
den regionalen Berufsverkehrsverflechtungen für die Jahre 
1970, 1987, 1999 und 2007 auf der administrativen Glie-
derungsstufe der Gemeinden herangezogen. Diese lange 
Zeitreihe ist nur für die alten Bundesländer verfügbar und 
wird anhand der Agglomerationsräume Bremen, Frankfurt 
(Rhein-Main), Hamburg, Hannover, München, Nürnberg, 
Stuttgart und Rhein-Ruhr betrachtet. Die Hauptfrage-
stellung dieses Beitrags lautet: Ist die allgemein bekannte 
Zunahme des gemeindeübergreifenden Berufspendelns und 

damit der Distanzen im Berufsverkehr vorrangig durch eine 
Umverteilung der Wohn- und Arbeitsstätten im regiona-
len Maßstab geprägt oder spielen andere gesellschaftliche 
Transformationen eine wichtigere Rolle?

Die dabei betrachteten Kenngrößen sind Raten des 
Pendleraufkommens und des Pendelaufwands, sprich der 
Pendeldistanzen. Letztere sind vor dem Hintergrund der 
Diskussion um raumstrukturelle Konzepte zur Verkehrs-
vermeidung als Beitrag zur Reduzierung klimarelevanter 
Emissionen besonders relevant. Analysen der Verkehrsmit-
telnutzung und der Reisezeiten sind aufgrund der Datenlage 
1970, 1999 und 2007 leider nicht möglich. Ebenfalls nicht 
möglich ist anhand der aggregierten Datengrundlage eine 
Differenzierung weiterer Merkmale der Personen und der 
Arbeitsplätze.

Unsere empirischen Befunde qualifizieren damit die 
Debatte um die Relevanz siedlungsstruktureller Verände-
rungen für die Verkehrsentwicklung. Unser Anspruch ist es 
dabei nicht, aus diesen Ergebnissen unmittelbar politische 
Handlungsempfehlungen abzuleiten.

2  �Dateneinsatz und methodischer Ansatz

2.1 � Datenquellen

Der Beitrag operiert mit gemeindescharfen Daten. Grund-
lage bilden amtliche Pendler-, Erwerbstätigen- und Arbeits-
platzzahlen der Volks- und Arbeitsstättenzählungen 1970 
und 1987 (VZ) sowie Daten der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) der Jahre 1999 und 2007. Als (gemeindeübergrei-
fende) Pendler gelten zu allen Zeitpunkten Erwerbstätige, 
die auf dem Weg zur Arbeit mindestens eine Gemeinde-
grenze überschreiten. Erfolgt kein Gemeindeübertritt, wird 
diese Person als Binnenpendler bezeichnet.

Die Volks- und Arbeitsstättenzählungen 1970 und 1987 
wurden als Primär- und Vollerhebungen durchgeführt, 

Tab. 1 H ypothesen und Möglichkeiten des empirischen Nachweises
Hypothese Grundaussage Empirischer Nachweis
Jobs-Housing Imbalance (H1) Pendlerverflechtungen nehmen durch siedlungsstruktu-

relle Veränderungen, insbesondere durch die räumliche 
Entmischung von Wohn- und Arbeitsstätten auf unter-
schiedlichen räumlichen Ebenen zu

Zunahme des siedlungsstrukturell erzwungenen 
(minimalen) Pendelns im Zeitverlauf, insbesondere 
die Zunahme der Rate des strukturell erzwungenen 
Pendelns

Excess Commuting (H2) Pendlerverflechtungen nehmen weitgehend unabhängig 
von Veränderungen der Siedlungsstruktur zu; individu-
elle Erklärungsparameter erscheinen ausschlaggebender

Steigende Diskrepanz zwischen den Maßen des 
siedlungsstrukturell erzwungenen (minimalen) Pen-
delns und des tatsächlichen Pendelns im Zeitverlauf 
(Aufkommen und Distanz)

Co-Location (H3) Siedlungsstrukturelle Veränderungen, insbesondere die 
Ausbildung eines Arbeitsmarktes im Umland, führen 
zu geringeren Pendlerverflechtungen. Gleichzeitig 
optimieren die Erwerbstätigen Wohnort und Arbeitsort 
im Hinblick auf den Aufwand im Berufsverkehr

Widerlegung der Hypothesen 1 und 2: Abnahme 
des strukturell erzwungenen Pendelns, abnehmende 
Diskrepanz zwischen den Maßen des siedlungs-
strukturell erzwungenen (minimalen) Pendelns und 
des tatsächlichen Pendelns im Zeitverlauf (Aufkom-
men und Distanz)
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beziehen sich allerdings nur auf die Bundesländer der ehe-
maligen Bundesrepublik.2 Demgegenüber umfassen die 
Daten der Bundesagentur für Arbeit das bundesdeutsche 
Gebiet nach heutigem Zuschnitt, enthalten jedoch nur jene 
Pendler, die einem sozialversicherungspflichtigen Arbeits-
verhältnis unterliegen. Beamte, Selbstständige und deren 
mithelfende Familienangehörige sind ausgeschlossen und 
bleiben 1999 und 2007 daher unberücksichtigt.

Die BA-Pendlerstatistiken enthalten aus diesem Grund 
nur etwa 75  % aller Erwerbstätigen Deutschlands (Statis-
tisches Bundesamt 2007: 6), was im Zusammenspiel mit 
den VZ-Zahlen zu berücksichtigen ist. Es bestehen weitere 
Unterschiede in Struktur und Aufbau der zugrundeliegen-
den Daten, die einige Modifikationen erfordern, um einen 
stabilen Ergebnisvergleich zu erlauben. Die hier vorgenom-
menen Anpassungen können nur schlaglichtartig angerissen 
werden:

• 	�Anpassung der Erhebungsgrundlage: Um die VZ-Daten
1987 und die BA-Daten 1999 und 2007 miteinander
vergleichen zu können, wurden in der digital verfüg-
baren Volks- und Arbeitsstättenzählung 1987 sämtliche
Erwerbspersonen ausgeschlossen, die keiner sozialver-
sicherungspflichtigen Tätigkeit nachkommen (vgl. Link/
Guth 2010). Eine Modifikation des 1970er Zahlenma-
terials nach diesem Schema konnte nicht erfolgen, weil
die Daten der Volks- und Arbeitsstättenzählung 1970
nicht digital verfügbar waren und kein verlässliches
Schätzverfahren für einen nachträglichen Ausschluss
der Beamten und Selbstständigen aus den Original-
daten existiert. Die Absolutniveaus zu den Angaben
der Pendler, Erwerbstätigen und Arbeitsplätze sind für
1970 daher nicht vollständig deckungsgleich mit den
Daten der folgenden Jahre.3 Tendenziell sind die auf alle
Erwerbstätigen bezogenen Pendlerraten der Volks- und
Arbeitsstättenzählung 1970 höher, als es die Pendler-
raten der abhängigen Beschäftigten 1970 gewesen sein
dürften. Mithin werden die Änderungsraten des Pendelns
für den Zeitraum 1970–1987 unterschätzt. Diese spezi-
fische Schwäche wird hier zugunsten der Längsschnitt-

2 Das Zahlenmaterial der Volks- und arbeitsstättenzählung 1970 stand 
zunächst größtenteils nicht digital zur Verfügung und wurde am fach-
gebiet Verkehrswesen und Verkehrsplanung an der technischen Uni-
versität Dortmund zur Weiterverarbeitung aufbereitet (scannen der 
Originaltabellenbände der statistischen landesämter). Die Pendler-
zahlen der Volks- und arbeitsstättenzählung 1987 konnten aus den 
digitalen archiven des forschungsdatenzentrums im statistischen 
landesamt rheinland-Pfalz hergeleitet werden (vgl. link/guth 2010).
3 aus studien ist bekannt, dass Beamte überdurchschnittlich häufig 
pendeln und zudem längere Pendelwege zurücklegen als Beschäf-
tigte anderer Berufsgruppen (Ott/gerlinger 1992: 92 und 109 f.). Dies 
bedeutet, dass das Volumen der gemeinde übergreifenden Pendler-
ströme und die mittleren Distanzen für das Jahr 1970 tendenziell über-
schätzt werden.

betrachtung über eine Spanne von fast vier Dekaden in 
Kauf genommen.

• 	�Berücksichtigung der kommunalen Gebietsreformen:
Unterschiedliche Gemeindebezüge in den „Rohdaten“
erforderten zahlreiche Umkodierungen der Quell-Ziel-
Relationen auf den heutigen Gebietszuschnitt. Die Pend-
ler-, Erwerbstätigen- und Arbeitsplatzzahlen aller vier
Zeitpunkte sind auf den Gebietsstand von 2007 bezogen
und können unmittelbar verglichen werden (vgl. Guth/
Scheer 2010).

• 	�Schätzung der Periodizität des Pendelns: In den Daten
der Bundesagentur für Arbeit besteht keine Unterschei-
dungsmöglichkeit zwischen täglicher und zeitlängerer
(z. B. wöchentlicher) Periodizität der Pendelwege.4 Die
Beschränkung auf regionale Verflechtungen reduziert
dieses Problem. Wird in diesem Beitrag von Pendlern
gesprochen, so sind dies regionale Pendler, die mit der
Gruppe der Tagespendler weitgehend identisch sind.

• 	�Schätzung der Pendeldistanzen zwischen Gemeinden:
Die Informationen zur Länge des Arbeitsweges sind
weder in den VZ- noch in den BA-Daten enthalten. Die
zwischengemeindlichen Distanzen wurden daher auf der
Grundlage von Straßennetzgeometrien geschätzt und
ergeben sich als kürzeste Netzentfernung zwischen den
Gemeindemittelpunkten der Wohn- und Arbeitsortge-
meinden (Killer/Guth/Holz-Rau et al. 2010). Verände-
rungen der Straßennetze im Verlauf der hier betrachteten
37 Jahre wurden durch Auswertung regionaler Straßen-
bauberichte berücksichtigt. Auf eine notwendigerweise
vage Schätzung der Distanzen von Binnenpendlern wird
verzichtet, da die Datengrundlagen hierfür ausgespro-
chen schwach sind.5

• 	�Vereinheitlichung der Zensurvorgaben in den Datensät-
zen: Aufgrund der Schutzwürdigkeit personenbezoge-
ner Einzelinformationen wurden geringbesetzte Ströme
in den Pendlermatrizen aller vier Zeitpunkte amtsseitig
zensiert. Die „Zensurhärte“ schwankt zwischen den ver-
schiedenen Untersuchungsjahren und wurde auf den
„kleinsten gemeinsamen Nenner“ (Pendlerströme mit
mindestens zehn Personen) vereinheitlicht. Diese nicht
zu umgehende Zensierung führt insbesondere bei kleine-
ren Gemeinden zu einer Unterschätzung der Pendlerrate
und der Pendeldistanzen (vgl. ausführlicher Link 2009).

4 Diese Unterscheidung ist auch in den Daten der Volks- und Arbeits-
stättenzählungen problematisch.
5 So lässt sich anhand der KONTIV 89 (bundesweite kontinuierli-
che Haushaltsbefragung zum Verkehrsverhalten, hier: im Jahr 1989) 
zwischen Binnenpendlern und gemeindeübergreifenden Pendlern 
unterscheiden. Die Stichprobe der Binnenwege im Berufsverkehr ist 
allerdings gering, so dass eine nach Gemeindetypen differenzierte 
Schätzung der Binnendistanzen kaum tragfähig ist. Weitere Daten, die 
die Konstruktion einer Zeitreihe ermöglichen, fehlen ohnehin.
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Nach diesen Anpassungen steht ein Datensatz zur Ver-
fügung, der die Stärke von Pendlerströmen über einen 
Zeitraum von knapp 40 Jahren beschreibt und dabei gleich-
zeitig die Anzahl der jeweils in einer Gemeinde lebenden 
und arbeitenden Erwerbstätigen (Erwerbstätige am Wohn-
ort und Erwerbstätige am Arbeitsort) umfasst. Darüber 
hinausgehende für Pendleranalysen ebenfalls interessante 
Informationen fehlen. Dies sind insbesondere Daten zur 
Verkehrsmittelnutzung, Daten zu den Reisezeiten6, differen-
ziertere Daten zum Arbeitsplatzangebot sowie Individual-
daten der Pendler.

Die Analysen beschränken sich also auf das Aggre-
gat der Pendlerströme. Die Beschreibung der räumlichen 
Struktur beschränkt sich entsprechend allein auf die Anzahl 
der Arbeitsplätze und wohnhaften Erwerbstätigen, weitere 
Merkmale der Passung stehen nicht zur Verfügung.

2.2 � Verwendete Indikatoren

Wie oben dargelegt gelten räumliche Funktionsungleich-
gewichte in Teilen der Verkehrsforschung als wesentliche 
Determinante steigender Berufsverkehrsverflechtungen. 
Im Folgenden werden zwei Indikatoren eingesetzt, die die 
Implikationen funktionaler (Ent-)Mischung für den Berufs-
verkehr beschreiben:

• 	�der Mindestanteil der Pendler an den Erwerbstätigen im
Untersuchungsraum und

• 	�die Mindestdistanz der erforderlichen Pendelvorgänge
(als Durchschnittsdistanz über alle mindestens erforder-
lichen Pendelvorgänge in der Region).

Diese Indikatoren sind unabhängig von der Anzahl der tat-
sächlichen Pendelvorgänge und deren tatsächlicher Länge. 
Sie werden mit zwei Indikatoren verglichen, die die realen 
Pendelvorgänge beschreiben:

• 	�der tatsächliche Anteil der Pendler an den Erwerbstäti-
gen im Untersuchungsraum und

• 	�die tatsächliche Distanz der realisierten Pendelvorgänge
(als Durchschnittsdistanz über alle tatsächlichen Pendel-
vorgänge in der Region).

Strukturbedingter Mindestanteil der Pendelvorgänge 
(SminPI)
Wenn in einer Gemeinde die Anzahl der wohnhaften 
Erwerbstätigen (EWi) und der Arbeitsplätze (EAi) vonein-
ander abweichen, „erzwingt“ dies Berufspendlervorgänge. 
Überwiegen die wohnhaften Erwerbstätigen, führt dies zu 

6 Die rekonstruierten Reisezeitmatrizen enthalten zwar Fahrzeiten 
zwischen den Gemeinden, ohne Kenntnis der Verkehrsmittelnutzung 
lassen sich daraus aber keine Reisezeiten der Pendler ableiten (vgl. 
Killer/Guth/Holz-Rau et al. 2010).

Mindestauspendlerströmen, überwiegen die Arbeitsplätze, 
führt dies zu Mindesteinpendlerströmen. Der hier verwen-
dete „strukturbedingte Mindestanteil der Pendelvorgänge“ 
innerhalb einer Region addiert gemeindescharf die in die-
sem Sinne erzwungenen Pendlerströme und zeigt damit, wie 
viele Berufstätige aus raumstrukturellen Gründen mindestens 
pendeln müssen (vgl. auch Guth/Holz-Rau/Maciolek et al. 
2010). Das Aggregatmaß für eine Region berechnet sich 
nach Formel 1:

 (1)

mit:
SminPI �S trukturbedingter Mindestanteil der Pendelvorgänge,
EAi	  �Arbeitsplätze (Erwerbstätige am Arbeitsort) der 

Gemeinde i,
EWi	  �erwerbstätige Wohnbevölkerung (Erwerbstätige 

am Wohnort) der Gemeinde i,
n	  Anzahl der Gemeinden der Region

Strukturbedingt minimale Durchschnittspendeldistanz 
(SminPdist)
Die räumliche Ausprägung dieser Strukturungleichgewichte 
wirkt sich jedoch nicht nur auf die Mindestpendelvorgänge, 
sondern auch auf die von den Pendlern mindestens zurück-
zulegenden Distanzen aus. So könnten beispielsweise im 
Fall vollständiger Funktionsentmischung (SminPI = 1) die 
jeweils „reinen Arbeitsplatzgemeinden“ direkt neben den 
jeweils „reinen Wohnortgemeinden“ liegen. Der Ausgleich 
der zwischengemeindlichen Funktionsungleichgewichte 
könnte also auf kurzem Wege erfolgen. Die strukturbeding-
ten minimalen Pendlerdistanzen wären in diesem Fall relativ 
gering. Die jeweils monofunktionalen Gemeinden könnten 
aber auch räumlich weiter voneinander getrennt sein, z. B. 
alle Arbeitsplätze im Zentrum der Region, alle Wohnstand-
orte am Rand der Region. Dann wären die Mindestdistanzen 
deutlich höher.

Diesen zweiten Aspekt der räumlichen (Ent-)Mischung 
beschreibt die minimale Pendeldistanz (SminPdist), die 
eine (theoretische) Verflechtungsstruktur mit der minima-
len Gesamtdistanz aller „Mindestpendler“ bei gegebener 
räumlicher Verteilung der Wohn- und Arbeitsstätten sowie 
dem regionalen Verkehrsnetz repräsentiert (vgl. ausführlich 
White 1988; Horner 2002; Ma/Banister 2006). Dabei wird, 
vereinfacht ausgedrückt, für jeden „Mindestpendler“ der in 
räumlicher Hinsicht nächstgelegene Arbeitsplatz gesucht 
(Formel 2). SminPdist gibt damit Aufschluss über das Maß 
der siedlungsstrukturell erzwungenen Pendeldistanzen für 
diejenigen, die siedlungsstrukturell erzwungen pendeln 
müssen.

SminPI =

n∑
i=1

|EAi − EWi|

n∑
i=1

(EAi + EWi)
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Der Indikator wurde hier mit einem Optimierungsalgo-
rithmus aus der Verkehrsmodellierung umgesetzt (vgl. auch 
Horner 2002; Boussauw/Derudder/Witlox 2011). Zur Opti-
mierung der Pendlermatrix wird in der Verteilungsrechnung 
die Netzgeschwindigkeit im zwischengemeindlichen Netz 
vereinheitlicht, so dass sich die Raumwiderstände allein aus 
den Netzdistanzen ergeben. Der Widerstand im Binnenver-
kehr wird extrem klein gewählt, damit in der Verteilungs-
rechnung die Erwerbstätigen einer Gemeinde zuerst alle 
verfügbaren Arbeitsmöglichkeiten am Wohnort auffüllen 
und nur dann auspendeln, wenn in der Wohngemeinde die 
Anzahl der Erwerbstätigen die der Arbeitsplätze übersteigt. 
Die entsprechenden SminPdist-Werte werden als Durch-
schnittswerte der Pendler ausgewiesen, so dass der jewei-
lige Regionswert der minimalen Pendeldistanz durch die 
Anzahl aller „strukturbedingt erzwungenen“ intraregiona-
len Pendler dividiert wird.

(2)

mit
SminPdist �S trukturbedingt minimale Durchschnittspendel-

distanz je Mindestpendler,
SminPij	 �A nzahl der intraregionalen Mindestpendler auf der 

Relation von i nach j (nach Verteilungsrechnung),
dij	  �S traßennetzdistanz zwischen den Zentroiden der 

Gemeinden i und j,
n	  A nzahl der Gemeinden der Region

Intensität des realen Pendelaufkommens (realPI)
Die bisherigen Indikatoren beschreiben das durch die Funk-
tionsungleichgewichte determinierte Mindestpendeln: Wie 
hoch ist der Anteil derjenigen, die infolge der Funktions-
ungleichgewichte pendeln müssen, und wie groß sind ihre 
Distanzen mindestens? Diesen werden Indikatoren der tat-
sächlichen Pendelvorgänge gegenübergestellt. Die Intensität 
des Pendelaufkommens misst den Anteil der Arbeitsverhält-
nisse, in denen tatsächlich gependelt wird. Sie berechnet 
sich gemeindescharf als Anteil des Pendelaufkommens an 
den Arbeitsverhältnissen, also als Quotient aus der Summe 
von Auspendlern (APi) und Einpendlern (EPi), sowie der 
Summe der Erwerbstätigen und Arbeitsplätze und wird über 
die Region summiert (Formel 3):

(3)

SminPdist =

n∑
i=1

n∑
j=1

dij ∗ SminPij

n∑
i=1

n∑
j=1

SminPij

mit:
realPI	I ntensität des realen Pendelaufkommens,
APi	A uspendler der Gemeinde i,
EPi	E inpendler der Gemeinde i,
EAi	A rbeitsplätze (Erwerbstätige am Arbeitsort) der 

Gemeinde i,
EWi	E rwerbstätige Wohnbevölkerung (Erwerbstätige 

am Wohnort) der Gemeinde i,
n	A nzahl der Gemeinden der Region

Durchschnittliche reale Pendeldistanz (realPdist)
Ergänzend zur Intensität des Pendelaufkommens sind die 
dabei zurückgelegten Distanzen relevant. Die durchschnitt-
liche reale Pendeldistanz bezieht sich auf die realisierten 
Pendelvorgänge. Sie berechnet sich gemeindescharf als Quo-
tient aus der Summe der realen Pendeldistanzen aller Ein- 
und Auspendler sowie der Summe der Ein- und Auspendler. 
Die Berechnung für die Region erfolgt nach Formel 4:

(4)

mit:
realPdist � Durchschnittliche reale Pendeldistanz,
APij	   �Anzahl der Auspendler der Gemeinde i in die Ge-

meinde j,
EPji	   �Anzahl der Einpendler der Gemeinde i aus der Ge-

meinde j,
dij	  �S traßennetzdistanz zwischen den Zentroiden der 

Gemeinden i und j,
APi	   Auspendler der Gemeinde i,
EPi	   Einpendler der Gemeinde i,
n	   Anzahl der Gemeinden der Region

Jährliche Veränderungsrate der Indikatoren
Die bisher behandelten Indikatoren der Funktionsungleich-
gewichte und des realisierten Pendelns liefern zeitpu-
nktbezogene Zustandsbilder. Sollen die Veränderungen 
zwischen den unterschiedlichen Zeitspannen miteinander 
verglichen werden, lässt sich die durchschnittliche jährliche 
Änderungsrate für einen Zeitraum nach der Zinseszinsfor-
mel berechnen (Formel 5). Die resultierenden Kennziffern 
repräsentieren die durchschnittliche jährliche Veränderungs-
rate des Zeitraums in Prozent, positive Werte ein Wachstum, 
negative Werte einen Rückgang.

(5)

realPdist=

n∑
i=1

n∑
j=1

(dij ∗ APij + dij ∗ EPji)

n∑
i=1

(APi + EPi)

�Indikator =



 t2-t1

√
Indikatort2

Indikatort1
− 1



 ∗ 100 (in %/a)realPI =

n∑
i=1

(APi + EPi)

n∑
i=1

(EAi + EWi)
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mit:
ΔIndikator  Jährliche Veränderungsrate der Indikatoren,
Indikatort1   Indikator i zum Zeitpunkt t1,
Indikatort2   Indikator i zum Zeitpunkt t2,
t1 und t2	 in Kalenderjahren

Die indikatorengestützten Analysen im weiteren Verlauf 
erfolgen mit Methoden der beschreibenden Statistik. Die 
Anwendung von Signifikanztests entfällt, da diese dem 
Schluss von Stichproben auf die Grundgesamtheit die-
nen. Die vorliegenden Datenbestände umfassen aber die 
Grundgesamtheit.

2.3 �A bgrenzung von Agglomerationsräumen

Der Vergleich von Regionen erfordert eine Abgrenzung von 
Untersuchungsräumen mit einheitlichen Kriterien. Dies 
kann auf unterschiedliche Art und Weise erfolgen. Neben 
dem Einsatz von Ringzonenmodellen (z. B. bei Siedentop/
Kausch/Einig et al. 2003 und Guth/Holz-Rau/Maciolek et al. 
2010), die mit konzentrischen Ringen um einen definierten 
Regionsmittelpunkt operieren, hat sich in der Fachdiskus-
sion die Abgrenzung nach den Berufspendlerverflechtun-
gen selbst durchgesetzt. Nach diesem Verfahren wird die 
Zugehörigkeit einer Gemeinde zu einer bestimmten Region 
durch die Vorgabe von Mindestpendelschwellen vorgenom-
men (z. B. bei Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 
2005 und Herrmann/Schulz 2005). Dies kommt hier als 
vierstufiges Verfahren zum Einsatz:

1.  �Definition der Agglomerationskerne: Agglomerations-
kerne sind Gemeinden, die eine große Anziehungskraft
als Wohn- und Arbeitsplatzstandorte besitzen. Als Kri-
terium wurde eine Einwohnerzahl größer als 500.000
(Stand: 31.12.2006) gewählt.

2.  �Definition der weiteren Kernstädte:Alle Städte mit mehr
als 100.000 Einwohnern (Stand: 31.12.2006) werden
als weitere Kernstädte bezeichnet. Zusammen mit den
Agglomerationskernen bilden sie die Menge aller Kern-
städte. Alle übrigen Gemeinden gelten vorläufig als
„potenziell“ agglomerationsangehörig.

3. �F estsetzung kernstädtischer Einzugsbereiche:In unseren
Analysen gehört eine Gemeinde dann zu einer Agglo-
meration, wenn in der Summe mindestens 7,5  % ihrer
Erwerbstätigen in eine oder mehrere der vorselektierten
Kernstädte auspendeln.7 Alle übrigen Gemeinden, die

7 In den vorbereitenden Analysen wurden verschiedene Pendlerschwel-
len eingesetzt. Die 7,5 %-Schwelle wurde als geeigneter Bezugspunkt 
für die Regionsbildung angesehen, da die so abgegrenzten Regionen 
am besten mit anderen Abgrenzungsmodellen (z. B. Modell der Stadt-
regionen des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung) 
übereinstimmten.

unter diese Schwelle fallen, gelten als agglomerations-
fern und werden nicht weiter betrachtet.

4.  �Bildung funktionaler Pendlerräume:Die agglomerations-
angehörigen Gemeinden werden in einem letzten Schritt
jeweils einer Agglomeration zugeordnet. Als Zuord-
nungskriterium gilt die Orientierung des jeweiligen
Hauptpendelstromes: Jede agglomerationsangehörige
Gemeinde wird demjenigen Agglomerationsraum zuge-
teilt, mit dessen Kernstädten sie am stärksten verflochten
ist.

Die Abgrenzung der Regionen wurde anhand der Pend-
lermatrix 2007 vorgenommen (vgl. auch Abb.  1).8 Die 
abgegrenzten Untersuchungsräume bestehen aus 2.511 
Gemeinden (29,6 % aller Gemeinden der alten Bundeslän-
der). Dazu gehören elf Agglomerationskerne und 38 weitere 
Kernstädte, das heißt insgesamt 49 Kernstädte mit mehr als 
100.000 Einwohnern. Die Einzugsbereiche der Agglomera-
tionskerne Dortmund, Düsseldorf, Essen und Köln wurden 
zu einer Region zusammengefasst („Rhein-Ruhr“), weil 
starke gegenseitige Verflechtungen bestehen. Die Gesamt-
heit der hier betrachteten Regionen erstreckt sich über 
eine Fläche von 82.956 km2 (33,9 % der Fläche der alten 
Bundesländer). Auf diese entfielen im Jahr 2007 55,1  % 
der Bevölkerung (36,2 Mio.), 55,2 % aller Erwerbstätigen 
(11,8 Mio.) sowie 56,7 % aller Arbeitsplätze (12,3 Mio.) der 
alten Bundesländer. Tabelle 2 fasst relevante Strukturkenn-
ziffern zusammen.

3  �Ergebnisse

3.1 �S truktur der Untersuchungsräume und ihre 
Veränderungen im Zeitverlauf

Die Strukturanalysen zeigen erhebliche Unterschiede zwi-
schen den Untersuchungsregionen, die auch für die Inter-
pretation der Entwicklungslinien relevant sind und hier für 
das Jahr 2007 konkreter dargestellt werden (vgl. Tab.  3). 
Der Anteil aller Kernstädte an der Gesamtbevölkerung und 
an den Erwerbstätigen schwankt zwischen knapp 25  % 
(Region Stuttgart) und 55  % (Region Rhein-Ruhr). Diese 
statistischen Unterschiede sind gleichzeitig Ausdruck unter-
schiedlicher räumlicher Strukturen und unterschiedlicher 
Modalitäten der Gemeindeabgrenzungen. So sind beispiels-
weise die Gemeindezuschnitte in Baden-Württemberg und 
Hessen deutlich kleinteiliger als in Nordrhein-Westfalen.

8 Die Abgrenzung sollte anhand der Datengrundlage mit den großräu-
migsten Verflechtungen erfolgen, da nur dann das Ausmaß der Pendler-
zunahme zu erkennen ist. Würde ein Regionszuschnitt beispielsweise 
anhand der Volks- und Arbeitsstättenzählung 1970 erfolgen, würden 
die hauptsächlichen Zuwächse des Pendelns in den folgenden Jahren 
außerhalb des Untersuchungsraums liegen.
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Tabelle 3 zeigt ferner, dass in allen Agglomerationsräu-
men der Konzentrationsgrad der Arbeitsplätze höher ist als 
der der Erwerbstätigen, was die im Vergleich zu privaten 
Haushalten höhere Wirksamkeit von Agglomerationsvortei-
len für ökonomische Akteure repräsentiert. Der ‚Vorsprung‘ 
der Erwerbstätigen- gegenüber der Arbeitsplatzdekonzent-
ration beträgt in einigen Regionen über 15 Prozentpunkte 
(Bremen, Frankfurt/Rhein-Main, Hannover, Nürnberg), was 
bereits einen ersten Hinweis auf das Maß siedlungsstruktu-
rell erzwungenen Pendelns gibt.

Tabelle  4 und Abb.  1 machen deutlich, dass dieser 
Zustandsbeschreibung für das Jahr 2007 seit 1970 Dekon-
zentrationsprozesse in regional recht unterschiedlicher 

Intensität vorangegangen sind. Die Ergebnisse zeigen aber 
auch eine zentrale Gemeinsamkeit: Der Prozess der Subur-
banisierung hat deutlich an Dynamik verloren. In einigen 
Regionen lässt sich sogar für die letzte Beobachtungspe-
riode (1999–2007) ein leichter Bedeutungszuwachs der 
Kernstädte konstatieren.

Tabelle 5 verdeutlicht schließlich, dass die Suburbanisie-
rung der Beschäftigung die Arbeitsplatzdefizite des Umlan-
des in allen Regionen außer in der Region Rhein-Ruhr 
(keine Veränderung) verringert hat. Im beschäftigungs-
stärksten Umland der hier betrachteten Agglomerationen – 
der Region Stuttgart – entfielen im Jahr 2007 immerhin neun 
Arbeitsplätze auf zehn Erwerbstätige. Einen ähnlich hohen 
Arbeitsplatzbesatz erreicht das Umland in den Regionen 
München und Frankfurt (Rhein-Main). Gleichzeitig haben 
die Kernstädte in allen Regionen ihren Arbeitsplatzbesatz 

Tab. 2 S trukturdaten der abgegrenzten Agglomerationsräume des 
Jahres 2007. (Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten der Laufenden 
Raumbeobachtung des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung sowie nach Daten der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur 
für Arbeit 2007)
Agglo-
mera-
tions-
raum

Gemeinden Ge-
samt-
fläche 
(km²)

Bevöl-
kerung 
(Mio.)

Er-
werbs-
tätige 
(Mio.)

Arbeits-
plätze 
(Mio.)

Insge-
samt

Davon
AKa WKb SGc

Bremen 154 1 2 151 8.977 1,97 0,61 0,62
Frankfurt 
(Rhein-
Main)

428 1 4 423 9.244 4,57 1,55 1,71

Hamburg 589 1 1 587 12.246 3,96 1,28 1,35
Hannover 207 1 3 203 8.538 2,57 0,81 0,82
München 379 1 1 377 11.401 3,90 1,39 1,51
Nürnberg 186 1 2 183 6.389 1,77 0,62 0,65
Rhein-
Ruhr

287 4 22 261 19.027 13,57 4,15 4,22

Stuttgart 281 1 3 277 7.133 3,91 1,37 1,45
aAgglomerationskerne ab 500.000 Einwohner
bWeitere Kernstädte ab 100.000 Einwohner
cSonstige Gemeinden im Umland

Tab. 3 A nteil der Bevölkerung, Erwerbstätigen und Arbeitsplätze in 
den Kernstädten der Agglomerationsräume im Jahr 2007. (Quelle: 
Eigene Berechnungen nach Daten der Laufenden Raumbeobachtung 
des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung sowie nach 
Daten der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit 2007)
Agglomerations-
raum

Anteil aller Kernstädte an der Gesamtsum-
me der Agglomerationen 2007 (in %)
Bevölkerung Erwerbstätige Arbeitsplätze

Bremen 41,8 39,9 55,8
Frankfurt 
(Rhein-Main)

30,3 29,7 48,0

Hamburg 49,7 48,8 63,2
Hannover 37,8 37,3 55,8
München 39,9 41,2 52,7
Nürnberg 40,6 39,4 57,9
Rhein-Ruhr 54,6 53,9 64,1
Stuttgart 24,2 22,8 34,3

Agglomerationsraum Durchschnittliche jährliche Veränderung des Anteils aller Kernstädte an der Gesamtsumme der Agglomerationen 
(in %/a)
Bevölkerung Erwerbstätige Arbeitsplätze
1970–
1987

1987–
1999

1999–
2007

1970–
2007

1970–
1987

1987–
1999

1999–
2007

1970–
2007

1970–
1987

1987–
1999

1999–
2007

1970–
2007

Bremen − 0,47 − 0,44 − 0,24 − 0,41 − 0,33 − 0,95 − 0,35 − 0,54 − 0,27 − 0,76 0,00 − 0,37
Frankfurt (Rhein-Main) − 0,70 − 0,42 0,03 − 0,45 − 0,94 − 0,64 − 0,04 − 0,65 − 0,27 − 0,49 0,03 − 0,28
Hamburg − 0,65 − 0,47 − 0,15 − 0,48 − 0,82 − 0,73 0,02 − 0,61 − 0,58 − 0,51 0,13 − 0,40
Hannover − 0,48 − 0,40 − 0,17 − 0,39 − 0,63 − 0,56 − 0,17 − 0,51 − 0,10 − 0,57 − 0,10 − 0,25
München − 0,92 − 0,74 0,06 − 0,65 − 0,95 − 0,58 − 0,34 − 0,70 − 0,55 − 0,99 − 0,26 − 0,63
Nürnberg − 0,54 − 0,52 0,08 − 0,40 − 0,51 − 0,70 − 0,14 − 0,49 − 0,25 − 0,50 − 0,02 − 0,28
Rhein-Ruhr − 0,46 − 0,33 − 0,15 − 0,35 − 0,57 − 0,35 − 0,26 − 0,43 − 0,35 − 0,26 − 0,05 − 0,26
Stuttgart − 0,81 − 0,35 − 0,18 − 0,53 − 1,09 − 0,67 − 0,38 − 0,80 − 0,65 − 0,70 − 0,20 − 0,57

Tab. 4  Änderungsraten der Kernstadtanteile ausgewählter Strukturgrößen in den Untersuchungsräumen im Zeitraum 1970–2007. (Quelle: Eigene 
Berechnungen nach Daten der Statistischen Landesämter, nach Daten der Laufenden Raumbeobachtung des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung, nach Daten der Volks- und Arbeitsstättenzählungen 1970 und 1987 sowie nach Daten der Beschäftigtenstatistik der Bundes-
agentur für Arbeit 1999 und 2007)
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weiter erhöht, da die Suburbanisierung der erwerbstätigen 
Bevölkerung stärker verlief als die der Arbeitsplätze.

3.2 � Jobs-Housing Imbalance, Excess Commuting oder 
Co-Location?

Nach den Strukturanalysen des Zeitraums 1970–2007 ist 
der Anteil der Kernstädte (Agglomerationskerne und wei-
tere Städte über 100.000 Einwohner) zunächst vor allem 
an der Wohnbevölkerung, dann auch an den Arbeitsplätzen 
gesunken. Diese Prozesse der Bevölkerungs- und Arbeits-
platzsuburbanisierung haben sich deutlich abgeschwächt, 
teilweise in den letzten Jahren sogar umgekehrt.

Anhand der in Kap.  2.2 vorgestellten Indikatoren soll 
nun den Veränderungen der Berufsverkehrsverflechtungen 
nachgegangen werden. Die Veränderungen der Mindest-
pendleranteile und Mindestpendeldistanzen sollen zeigen, 

ob die raumstrukturelle Entwicklung der Hypothese der 
Jobs-Housing Imbalance (H1) entspricht. Der Vergleich der 
Mindestpendleranteile und Mindestpendeldistanzen mit den 
realen Pendleranteilen und Pendeldistanzen überprüft die 
Hypothese eines Excess Commuting (H2). Im Gegensatz zu 
den dabei erwarteten Entwicklungen steht die Co-Location-
Hypothese (H3), die als Negation der ersten beiden Hypo-
thesen überprüft wird.

Auf einen Punkt sei hier besonders hingewiesen: Die 
Betrachtung der acht Regionen aus den alten Bundeslän-
dern ist nicht als Regionsvergleich der Pendlerstrukturen 
angelegt, da die Ergebnisse für die einzelnen Regionen stark 
von den Gemeindezuschnitten bestimmt werden. So führen 
große Gemeindeflächen zu geringeren Pendlerraten (hoher 
Anteil von Binnenpendlern) und zu höheren Durchschnitts-
distanzen der jeweiligen Pendlerströme (Distanz zwischen 
den Gemeindezentroiden). Im Mittelpunkt der Analysen 
stehen vielmehr Entwicklungslinien im Zeitverlauf. Hierzu 
dienen vor allem die Änderungsraten des Pendelaufkom-
mens und der durchschnittlichen Distanzen der gemeinde-
übergreifenden Ströme – strukturbedingt und realisiert.

Im Sinne der Jobs-Housing Imbalance-Hypothese sollte 
die Rate der strukturell erzwungenen Pendelvorgänge stei-
gen. Für die acht betrachteten Agglomerationsräume zeigt 
sich tatsächlich eine deutliche Zunahme über den Gesamt-
zeitraum von gut 40  % (Agglomerationsräume Frankfurt/
Rhein-Main und Stuttgart) bis über 90 % (Agglomerations-
räume Bremen und Nürnberg) (vgl. Tab. 6). Bezogen auf die 
raumstrukturell erzwungenen Mindestpendlerraten bestätigt 
sich damit die Hypothese einer Jobs-Housing Imbalance. 
Die raumstrukturellen Entwicklungen, die Veränderungen 
der Verteilung von Erwerbstätigen und Arbeitsplätzen auf 
die Städte und Gemeinden, erzwingen eine Zunahme des 
Pendelns.

Zwischen 1970 und 1987 ist die Mindestpendlerrate 
in allen Regionen deutlich gestiegen. Diese Entwicklung 

Tab. 5 A rbeitsplatzbesatz (Quotient aus Arbeitsplätzen und Erwerbs-
tätigen) im Zeitraum 1970–2007. (Quelle: Eigene Berechnungen nach 
Daten der Volks- und Arbeitsstättenzählungen 1970 und 1987 sowie 
nach Daten der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit 
1999 und 2007)
Agglo-
mera-
tions-
raum

1970 1987 1999 2007
Kern-
städte

Um-
land

Kern-
städte

Um-
land

Kern-
städte

Um-
land

Kern-
städte

Um-
land

Bremen 1,20 0,64 1,30 0,70 1,37 0,76 1,42 0,75
Frankfurt 
(Rhein-
Main)

1,40 0,75 1,65 0,76 1,75 0,81 1,78 0,82

Hamburg 1,16 0,66 1,26 0,72 1,34 0,76 1,36 0,76
Hannover 1,34 0,69 1,50 0,67 1,52 0,72 1,53 0,72
München 1,10 0,63 1,41 0,76 1,37 0,87 1,39 0,88
Nürnberg 1,26 0,63 1,46 0,70 1,51 0,73 1,54 0,73
Rhein-
Ruhr

1,09 0,78 1,17 0,79 1,19 0,81 1,21 0,79

Stuttgart 1,34 0,81 1,55 0,87 1,56 0,90 1,59 0,90

Abb. 1   Abgrenzung der 
Untersuchungsräume und 
jährliche Bevölkerungsent-
wicklung in den alten Bundes-
ländern dargestellt mit einem 
10 km-Raster. (Quelle: Eigene 
Darstellung nach Daten 
der Statistischen Landes-
ämter sowie nach Daten der 
Laufenden Raumbeobachtung 
des Bundesinstituts für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung; 
Geodatensatz: Bundesamt für 
Kartographie und Geodäsie)

Durchschnittliche jährliche Veränderung der Zahl der Einwohner (in %/a)
>1>0,5-1>0-0,5>-0,5-0>-1--0,5≤-1

1970-1987 1987-1999 1999-2007
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einer strukturell erzwungenen Zunahme des Pendelns kam 
im Zeitraum 1987–1999 dann fast zum erliegen, während 
1999–2007 die Mindestpendlerraten wieder steigen, wenn 
auch deutlich schwächer als 1970–1987.

Bezieht man dagegen die Jobs-housing imbalance auf 
die Mindestpendeldistanzen, zeigt sich ein anderes Bild 
(vgl. tab. 7). in allen regionen sind die Mindestdistanzen 
der erzwungenen Pendler gesunken. Die Änderung über 
den gesamten Zeitraum (1970–2007) ist allerdings meist 
deutlich geringer als die Zunahme der Mindestpendlerrate 
(ausnahme frankfurt/rhein-Main). Die hypothese der 
Jobs-housing imbalance wird damit also nicht entkräftet.

eine Differenzierung der einzelnen Zeitabschnitte weist 
tendenziell auf eine Zunahme der strukturbedingten Dis-
tanzen im letzten Untersuchungszeitraum hin. sanken zwi-
schen 1970 und 1987 sowie zwischen 1987 und 1999 die 
Mindestdistanzen noch in (fast) allen agglomerationsräu-
men, überwiegt im letzten Zeitraum die Zunahme der struk-
turbedingten Mindestdistanzen.

Vergleicht man im Sinne der Hypothese des Excess 
Commuting die tatsächliche Pendlerentwicklung mit den 
Veränderungen der theoretischen Mindestpendlerraten und 
-distanzen, so steigt parallel zur Zunahme der theoretischen
Mindestpendlerrate auch die tatsächliche Pendlerrate (vgl.
Tab.  8). Dabei liegt die tatsächliche Pendlerrate nicht nur
deutlich höher als der theoretische Mindestanteil, sondern
nimmt im Zeitverlauf auch deutlich stärker zu als diese. So
liegt (mit Ausnahme der Region Rhein-Ruhr) das Verhältnis
von realer Pendlerrate und theoretischer Mindestpendler-
rate 1970 zwischen 1,6 (Hannover) und 1,9 (Nürnberg) und
steigt bis 2007 auf 2,2 (Hannover) bis 2,9 (Stuttgart). In der
Region Rhein-Ruhr liegen die Werte in allen Jahren deutlich
höher und steigen von 2,8 auf 4,1.

Bei den Distanzen zeigt sich auch hier ein etwas anderes 
Bild. In fünf der acht Regionen nehmen die tatsächlichen 
Durchschnittsdistanzen der Pendler zu (zwei abnehmend, 
eine weitgehend konstant), obwohl die Mindestpendlerdis-
tanzen durchgängig abgenommen haben (vgl. Tab. 9). Noch 

Tab. 6 E ntwicklung der Mindestpendlerraten im Zeitraum 1970–2007. (Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten der Volks- und Arbeitsstätten-
zählungen 1970 und 1987 sowie nach Daten der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit 1999 und 2007)
Agglomerationsraum SminPIa ΔSminPIb

% %/a %
1970 1987 1999 2007 1970–

1987
1987–
1999

1999–
2007

1970–
2007

1970–
2007

Bremen 9,6 15,8 17,1 18,3 2,96 0,69 0,86 1,76 90,9
Frankfurt (Rhein-Main) 17,3 23,6 24,1 24,9 1,82 0,19 0,38 0,98 43,3
Hamburg 9,3 15,4 16,4 16,9 3,01 0,50 0,37 1,62 81,1
Hannover 14,9 21,6 21,7 22,5 2,21 0,03 0,44 1,11 50,6
München 10,9 17,9 17,4 18,4 2,95 −0,21 0,69 1,43 69,0
Nürnberg 11,7 20,4 20,5 22,4 3,32 0,04 1,13 1,78 91,8
Rhein-Ruhr 6,6 10,6 11,0 11,8 2,78 0,32 0,89 1,57 77,8
Stuttgart 14,5 19,7 19,6 20,8 1,81 −0,04 0,77 0,98 43,4
aSminPI Strukturbedingter Mindestanteil der Pendelvorgänge (in % der Beschäftigungsverhältnisse)
bΔSminPI Jährliche Veränderung des strukturbedingten Mindestanteils der Pendelvorgänge (in % pro Jahr)

Tab. 7 E ntwicklung der Mindestpendlerdistanzen im Zeitraum 1970–2007. (Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten der Volks- und Arbeits-
stättenzählungen 1970 und 1987 sowie nach Daten der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit 1999 und 2007)
Agglomerationsraum SminPdist

a ΔSminPdist
b

km %/a %
1970 1987 1999 2007 1970–

1987
1987–
1999

1999–
2007

1970–
2007

1970–
2007

Bremen 18,8 16,2 15,0 14,4 − 0,86 − 0,68 − 0,46 − 0,71 − 23,3
Frankfurt (Rhein-Main) 19,8 14,6 13,5 13,6 − 1,79 − 0,64 0,14 − 1,00 − 31,1
Hamburg 20,4 19,4 18,7 19,4 − 0,30 − 0,30 0,48 − 0,13 − 4,8
Hannover 15,4 14,3 13,3 13,5 − 0,42 − 0,58 0,10 − 0,36 − 12,4
München 17,6 17,8 15,7 16,7 0,05 − 1,00 0,72 − 0,15 − 5,4
Nürnberg 14,9 13,9 12,4 12,7 − 0,38 − 0,95 0,26 − 0,43 − 14,7
Rhein-Ruhr 15,4 15,3 14,7 13,9 − 0,04 − 0,33 − 0,68 − 0,27 − 9,5
Stuttgart 11,8 11,2 10,2 10,2 − 0,33 − 0,77 − 0,02 − 0,41 − 14,0
aSminPdist Strukturbedingt minimale Durchschnittspendeldistanz (in km/Pendelvorgang, einfache Entfernung im Netz)
bΔSminPdist Veränderung der strukturbedingt minimalen Durchschnittspendeldistanz (in km/Pendelvorgang, einfache Entfernung im Netz)
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deutlicher wird die zunehmende Distanzintensität anhand 
des Verhältnisses von tatsächlichen Durchschnittsdistan-
zen und den strukturbedingten Mindestdistanzen. Dieser 
Quotient steigt in allen Regionen und allen Zeiträumen. 
Die tatsächlichen Standortentscheidungen zu Wohnen und 
Arbeiten erfolgen also über das strukturbedingt erzwungene 
Maß hinaus immer distanzintensiver.

Die Schere zwischen dem tatsächlichen Pendlerverhalten 
und den strukturell erzwungenen Pendelstrukturen öffnet 
sich also, das tatsächliche Pendeln entkoppelt sich zuneh-
mend von seinem strukturell bedingten Mindestmaß. Die-
ses Resultat bestätigt vor allem die Hypothese des Excess 
Commuting. Gleichzeitig weisen die Analysen auf einen 
Zusammenhang zwischen den strukturellen Veränderungen 
und den Veränderungen des tatsächlichen Pendelns hin (vgl. 
Abb. 2).

Nach einer Trendextrapolation für die Pendlerrate auf 
Basis der acht Agglomerationsräume wäre die tatsächliche 
Pendlerrate von 1970 bis 2007 ohne siedlungsstrukturelle 

Veränderungen (ΔSminPI = 0) um knapp 90  % gestiegen 
(Excess Commuting). Bei einer Zunahme der Mindest-
pendlerrate um 70 % (entspricht etwa der Veränderung im 
Durchschnitt aller Agglomerationsräume) läge die Zunahme 
bei knapp 150 % (Jobs-Housing Imbalance).

Ähnliches zeigt sich bei den zurückgelegten Distanzen. 
Ohne Veränderung der Siedlungsstruktur (ΔSminPdist = 0) 
hätte sich danach die durchschnittliche Distanz der gemein-
deübergreifenden Pendler um etwa 20  % erhöht. Erst bei 
einer Abnahme der Mindestpendlerdistanz um gut 20  % 
wäre die tatsächliche Durchschnittsdistanz etwa konstant 
geblieben.

Im Sinne der formulierten Hypothesen sind die Befunde 
für alle Regionen und Zeiträume weitgehend gleich. 
Zunächst besteht in den Untersuchungsregionen ein deut-
licher Zusammenhang zwischen den strukturellen Ent-
wicklungen (räumliche Verteilung der Wohnstandorte und 
Arbeitsplätze) und der Zunahme der Pendlerverflechtun-
gen. Die Verteilung von Wohnstandorten und Arbeitsplät-

Agglomerationsraum SminPIa realPIb realPI/SminPI
% %
1970 1987 1999 2007 1970 1987 1999 2007 1970 1987 1999 2007

Bremen 9,6 15,8 17,1 18,3 16,3 30,2 40,3 43,7 1,70 1,92 2,35 2,38
Frankfurt (Rhein-Main) 17,3 23,6 24,1 24,9 28,6 46,4 58,0 61,6 1,65 1,97 2,40 2,48
Hamburg 9,3 15,4 16,4 16,9 16,1 30,0 38,2 40,2 1,72 1,95 2,33 2,38
Hannover 14,9 21,6 21,7 22,5 24,0 38,0 46,7 50,4 1,61 1,76 2,15 2,24
München 10,9 17,9 17,4 18,4 18,1 37,5 47,2 50,4 1,66 2,10 2,71 2,74
Nürnberg 11,7 20,4 20,5 22,4 22,2 39,4 50,1 53,5 1,90 1,93 2,45 2,39
Rhein-Ruhr 6,6 10,6 11,0 11,8 18,6 32,5 43,8 48,8 2,80 3,07 3,98 4,13
Stuttgart 14,5 19,7 19,6 20,8 26,7 44,8 56,3 60,9 1,84 2,28 2,87 2,93
aSminPI Strukturbedingter Mindestanteil der Pendelvorgänge (in % der Beschäftigungsverhältnisse)
brealPI Intensität des realen Pendelaufkommens (in % der Beschäftigungsverhältnisse)

Tab. 9 E ntwicklung der Mindestpendlerdistanzen und der tatsächlichen Pendlerdistanzen im Zeitraum 1970–2007. (Quelle: Eigene Berechnun-
gen nach Daten der Volks- und Arbeitsstättenzählungen 1970 und 1987 sowie nach Daten der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit 
1999 und 2007)
Agglomerationsraum SminPdist

a realPdist
b realPdist/SminPdist

km km
1970 1987 1999 2007 1970 1987 1999 2007 1970 1987 1999 2007

Bremen 18,8 16,2 15,0 14,4 22,2 20,9 20,7 20,7 1,18 1,29 1,38 1,44
Frankfurt (Rhein-Main) 19,8 14,6 13,5 13,6 22,8 19,0 19,6 20,6 1,15 1,31 1,45 1,51
Hamburg 20,4 19,4 18,7 19,4 23,0 22,9 23,5 24,9 1,12 1,18 1,25 1,28
Hannover 15,4 14,3 13,3 13,5 17,8 18,0 18,5 19,6 1,16 1,26 1,39 1,45
München 17,6 17,8 15,7 16,7 20,3 21,6 21,4 23,1 1,15 1,22 1,36 1,38
Nürnberg 14,9 13,9 12,4 12,7 17,8 17,6 17,5 18,0 1,20 1,26 1,41 1,42
Rhein-Ruhr 15,4 15,3 14,7 13,9 19,6 21,2 22,5 22,8 1,28 1,39 1,53 1,64
Stuttgart 11,8 11,2 10,2 10,2 14,0 14,7 15,2 15,9 1,18 1,31 1,49 1,57
aSminPdist Strukturbedingte Mindestpendeldistanz (in km/Pendelvorgang, einfache Entfernung im Netz)
brealPdist Tatsächliche mittlere Pendeldistanz (in km/Pendelvorgang, einfache Entfernung im Netz)

Tab. 8 E ntwicklung der Mindestpendlerraten und der tatsächlichen Pendlerraten im Zeitraum 1970–2007. (Quelle: Eigene Berechnungen nach 
Daten der Volks- und Arbeitsstättenzählungen 1970 und 1987 sowie nach Daten der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit 1999 
und 2007)
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sen verwendeten Daten können um weitere Strukturdaten 
ergänzt werden, sofern diese auf Gemeindeebene zur Verfü-
gung stehen. Die Erfahrungen der Datenaufbereitung zeigen 
aber, dass zumindest über den langen Zeitraum Erhebungen 
kaum auf einheitlicher Grundlage durchgeführt wurden.

Daten für Analysen auf Individualebene stehen über 
einen ähnlichen Zeitraum für das Berufspendeln nicht zur 
Verfügung. Auch die seit 1976 durchgeführten Erhebungen 
der KONTIV (1976, 1982 und 1989) sowie der „Mobilität 
in Deutschland“ (MiD) 2002 und 2008 erlauben aufgrund 
des Stichprobenumfangs und der nicht vorhandenen oder 
nicht zugänglichen Geokodierung keine adäquate Konst-
ruktion von Pendlermatrizen.

Vor diesem Hintergrund stehen zur Beschreibung länge-
rer Entwicklungen des Berufspendelns nur Aggregatdaten 
zur Verfügung. Eine rückblickende Rekonstruktion von 
Individualdaten erscheint über die Volks- und Arbeitsstät-
tenzählung 1987 hinaus inzwischen ausgeschlossen. Ent-
sprechend behalten Analysen von Aggregatdaten weiterhin 
ihre Berechtigung. Bezogen auf die Veränderungen der 
Berufspendelverflechtungen ermöglichen die vorliegenden 
aggregierten Daten eine Reihe von aufschlussreichen Ana-
lysen des Berufsverkehrs.

Hinsichtlich des Vergleichs von Regionen sei ergänzend 
betont, dass Pendlerraten und Pendlerdistanzen entschei-
dend von den Gemeindezuschnitten geprägt werden. Da 
sich Modalitäten des Gemeindezuschnitts zwischen den ein-
zelnen Bundesländern teils deutlich unterscheiden, wurde 
hier auf einen Regionsvergleich verzichtet. Dieser würde 
erhebliche zusätzliche Anpassungen des Datenbestandes 
erfordern.

Abb. 2  Veränderungen der Mindestpendlerrate und der tatsächlichen 
Pendlerrate 1970–2007 (links) und Veränderungen der Mindestpend-
lerdistanz und der tatsächlichen Pendlerdistanz 1970–2007 (rechts). 

zen erzwingt im sinne der hypothese der Jobs-housing 
imbalance eine Zunahme des regionalen Pendelns. Die 
Pendlerströme und -distanzen haben aber deutlich stär-
ker zugenommen, als dies durch die „Umverteilung“ von 
Bevölkerung und arbeitsplätzen erzwungen worden wäre. 
Dies bestätigt zusätzlich die excess commuting hypothese. 

Die den hypothesen des excess commuting und der 
Jobs-housing imbalance widersprechende hypothese der 
co-location bestätigt sich für keinen der acht agglomera-
tionsräume. auch die abnahme der Mindestdistanzen der 
erzwungenen Pendler ist kein hinweis auf eine strukturelle 
co-location, da die Zunahme der strukturbedingten Min-
destpendlerrate und erst recht die Zunahme der tatsächlichen 
Pendlerentwicklung die potenziellen verkehrlichen entlas-
tungseffekte dieser entwicklung deutlich überkompensiert.

4   Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

nach abschluss der analysen lassen sich schlüsse auf drei 
ebenen ziehen: auf der ebene der Methodik, der zusam-
menfassenden interpretation und von handlungshinweisen.

4.1  Methodische ebene

nach umfangreichen Datenaufbereitungen der Volks- und 
arbeitsstättenzählungen 1970 und 1987 sowie der Ba-
Daten 1999 und 2007 steht ein Datengerüst des Berufs-
pendelns in Westdeutschland über eine Zeitspanne von fast 
40 Jahren zur Verfügung. ergänzt werden diese durch eine 
rückblickende aufbereitung der Verkehrsnetze. Mit den 
Daten lassen sich umfangreiche analysen des Berufspen-
delns durchführen, die sich allerdings nur auf aggregierte 
größen stützen können. Die in den vorliegenden analy-

Veränderung des strukturbedingten Mindestanteils der
Pendelvorgänge 1970-2007 (∆SminPI)
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4.2 � Zusammenfassende Interpretation

Anhand der Pendlerstatistiken 1970–2007 wurden für acht 
Agglomerationsräume der alten Bundesländer die Hypothe-
sen der Jobs-Housing Imbalance (H1), des Excess Commu-
ting (H2) und der Co-Location (H3) untersucht. Dabei wurde 
die Siedlungsstruktur gemeindescharf durch die Anzahl der 
Arbeitsplätze (Erwerbstätige am Arbeitsort) und der Anzahl 
der Erwerbstätigen am Wohnort beschrieben. Eine weiter-
gehende Differenzierung der Daten war nicht möglich. Die 
Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Eine raumstrukturelle Verursachung steigender Berufs-
pendlerraten (SminPI) bei gleichzeitigem Rückgang der 
dabei mindestens zurückzulegenden Durchschnittsdistan-
zen (SminPdist) ist deutlich erkennbar. Dabei dominieren 
die steigenden Berufspendelraten und stützen so die Hypo-
these der Jobs-Housing Imbalance. Für die Hypothese der 
Co-Location gibt es keine Belege, denn eine Bestätigung 
würde voraussetzen, dass das strukturell erzwungene Pen-
deln abnimmt, was aber nicht der Fall ist.

Gleichzeitig öffnet sich die Schere zwischen dem Pen-
delaufkommen und den Pendelnotwendigkeiten (realPI und 
SminPI) sowie zwischen den durchschnittlich realisier-
ten und strukturell erzwungenen Distanzen des Pendelns 
(realPdist und SminPdist). Dies bestätigt die Hypothese des 
Excess Commuting (H2). Diese Beobachtung einer sich 
im Zeitverlauf öffnenden Schere zwischen realPdist und 
SminPdist wurde auch in europäischen und nordamerika-
nischen Agglomerationen gemacht (vgl. z.  B. Yang 2008; 
Boussauw/Derudder/Witlox 2011). Sie verstärkt die struk-
turbedingte Zunahme des Pendelns deutlich.

Die hier untersuchten Regionen zeigen größtenteils ähn-
liche Entwicklungsrichtungen, zum Teil ließen sich aber 
auch Diskrepanzen der Berufsverkehrsentwicklung fest-
stellen. Die Validierung und spätere Erklärung der Unter-
schiede zwischen den Regionen erfordern eingehendere 
Untersuchungen, die im Rahmen dieser Forschungsarbeiten 
nicht möglich waren. Wie in Kap. 3.1 und 3.2 ausgeführt, 
werden interregionale Vergleiche zur Berufsverkehrsent-
wicklung allerdings durch die unterschiedlichen Gemein-
degrößenstrukturen in den Bundesländern erschwert, was 
erhebliche Auswirkungen auf die Höhe der hier berechneten 
Indikatoren hat.

Im Hinblick auf diese Befunde ist festzuhalten, dass die 
mit der Beschäftigungssuburbanisierung teils verbunde-
nen Hoffnungen einer verkehrssparsameren Siedlungsent-
wicklung im suburbanen Raum weder im Hinblick auf die 
strukturbedingten Pendlerverflechtungen noch im Hinblick 
auf die tatsächlichen Pendlerverflechtungen wirksam wur-
den. Eine Ursache dafür können funktional unausgewogene 
gemeindliche Entwicklungspfade oder auch Veränderungen 
der Arbeitsmärkte sein, von denen zentrale Orte und nicht-

zentralörtliche Gemeinden in unterschiedlichem Maße 
betroffen sind.

Zugleich verdeutlichen die Ergebnisse die Existenz 
eines erheblichen Optimierungspotenziales innerhalb der 
bestehenden Raumstruktur. So könnte eine distanzspa-
rende Wohnstandort- und Arbeitsplatzwahl erhebliche 
Verkehrsentlastungen erbringen. Ob allerdings in Zukunft 
eine Annäherung von realPdist an SminPdist anzunehmen ist, 
bleibt spekulativ. Dafür spricht der erwartete Anstieg der 
Energiepreise und damit auch der Raumüberwindungskos-
ten, auch wenn dieser nicht überschätzt werden sollte, da 
es seitens der Fahrzeugtechnik erhebliche Möglichkeiten 
gibt, den spezifischen Kraftstoffverbrauch weiter zu senken. 
Demgegenüber steht eine Reihe weiterhin wirksamer Fak-
toren, die eher gegen aufwandsminimierende Wohn- und 
Arbeitsplatz-Standortentscheidungen sprechen. Genannt sei 
nochmals vor allem das ansteigende berufliche Qualifikati-
ons- und Spezialisierungsniveau der Erwerbstätigen, das es 
immer schwieriger macht, einen passenden Arbeitsplatz in 
räumlicher Nähe zu finden (vgl. Haas/Hamann 2008; Lee/
Gordon/Richardson et al. 2009). Auch weitere gesellschaft-
liche Veränderungen (spezifischere Anforderungen, zeit-
lich befristete Arbeitsverhältnisse, Doppelerwerbstätigkeit 
in Paar- und Familienhaushalten, angespannte Wohnungs-
märkte in den Kernstädten, hohe Umzugskosten oder auch 
Gewöhnungseffekte bei gleichzeitig (noch) vergleichsweise 
geringen Raumwiderständen) gelten als wichtige Trieb-
kräfte des Berufsverkehrswachstums und sprechen gegen 
eine Reduktion der Pendeldistanzen (vgl. auch Motzkus 
2002). Zudem üben sicherlich auch qualitative Missver-
hältnisse zwischen dem örtlichen Angebot an Arbeitsplät-
zen und der Nachfrage nach Beschäftigung Einfluss auf das 
Berufsverkehrsgeschehen aus. Eine diesbezüglich genauere 
Auseinandersetzung würde die Verfügbarkeit von sektordif-
ferenzierten Erwerbstätigen- und Arbeitsplatzdaten voraus-
setzen, die als Zeitreihe nicht verfügbar waren.

4.3 �H andlungshinweise

Welche Schlussfolgerungen ergeben sich aus diesen Befun-
den für eine integrierte Raum- und Verkehrsplanung? Deut-
lich wird zunächst, dass die erheblichen raumstrukturellen 
Veränderungen der letzten rund 40 Jahre, hier abgebildet 
durch die gemeindescharfe Verteilung von Erwerbstätigen 
am Wohnort und am Arbeitsort, zur Zunahme des Berufs-
pendelns beigetragen haben. Bezogen auf die nicht neue 
Forderung nach einer an Verkehrssparsamkeit orientierten 
Siedlungsentwicklung zeigt dies gleichzeitig, dass die Ent-
wicklungen der letzten Jahrzehnte nicht einer immer wieder 
geforderten verkehrssparsamen Siedlungsentwicklung ent-
sprechen. Etwas optimistisch betrachtet lässt sich jedoch ein 
Rückgang der entsprechenden Zuwachsraten erkennen.



498 D. Guth et al.

Darüber hinaus weisen die analysen darauf hin, dass die 
tatsächlichen Pendeldistanzen weit stärker zunehmen, als 
dies aus den raumstrukturellen Veränderungen zu erklären 
ist. Der Pendelverkehrszuwachs resultiert zu erheblichen 
teilen also aus den standortentscheidungen von erwerbs-
tätigen, die mit Blick auf die quantitative Verfügbarkeit 
von arbeitsplätzen am Wohnort (oder auch Wohnungen 
am arbeitsort) nicht als „Zwangspendler im engeren sinn“ 
anzusehen sind. Damit sollten Bemühungen um eine steue-
rung der Verkehrsentwicklung im Berufsverkehr verstärkt 
bei der frage ansetzen, wie die individuellen entscheidun-
gen innerhalb dieser strukturen getroffen werden und wie 
sich diese gegebenenfalls verkehrssparsam beeinflussen las-
sen. Dies erfordert selbstverständlich Untersuchungen auf 
individualebene.

Unabhängig davon erscheinen strategien einer verkehrs-
vermeidenden siedlungsentwicklung weiterhin von Belang, 
da sie immer den rahmen bilden, in dem sich ein mehr 
oder weniger verkehrsaufwendiges Verhalten konstituiert. 
als bauliche Basis einer verkehrssparsameren entwicklung 
bleiben Konzepte der nutzungsmischung und der kom-
pakten stadt weiterhin relevant. Die schaffung präferenz-
gerechten Wohnraums in den arbeitsmarktzentren schafft 
angebote für Berufstätige, den Wohn- und arbeitsstandort 
enger miteinander zu koppeln. insbesondere der in den ver-
gangenen Jahren schwache geschosswohnungsbau in den 
Kernstädten erscheint vor diesem hintergrund kritisch. 
noch wesentlicher aber ist die entwicklung der allgemei-
nen Verkehrskosten: Bei dauerhaft geringen Verkehrskosten 
treffen sowohl die akteure, die die baulichen nutzungs-
strukturen prägen, als auch die potenziellen (nicht-)Pendler 
verkehrsaufwendigere strukturelle und individuelle (stand-
ort-)entscheidungen. absolut kontraproduktiv erscheinen 
vor diesem hintergrund politische forderungen nach einer 
erhöhung der Pendlerpauschale als reaktion auf erhöhte 
energiepreise.

gleichzeitig sollte man nicht die augen davor ver-
schließen, dass wesentliche trends der gesellschaftlichen 
entwicklung – wie oben erwähnt – wohl auch weiterhin 
zu zunehmenden Verkehrserfordernissen führen werden. 
eine im sinne der Verkehrssparsamkeit erfolgreiche Pla-
nung wird dieser entwicklung bestenfalls einen etwas ver-
kehrssparsameren Pfad eröffnen, ihn aber kaum umkehren 
können. Daher erscheint es uns eben auch wichtig, die hoff-
nung auf eine verkehrssparsame entwicklung aus der hand 
der raumplanung zu dämpfen. eine integrierte raum- und 
Verkehrsplanung und -politik mit dem Ziel einer nachhal-
tigen Verkehrsentwicklung umfasst alle ansätze – von der 
fahrzeug- und Verkehrstechnik bis zur raumstruktur, von 
der information bis zur Pendlerpauschale.

abschließend sei angemerkt, dass die in diesem Bei-
trag vorgestellten ergebnisse individuelle Verkehrsver-
haltensmuster nur in form räumlicher aggregatzustände 

abbilden können. Aus den aufgezeigten Entwicklungen des 
Pendelverkehrs in Großstadtregionen kann nicht oder nur 
indirekt auf die Motive, die Potenziale und Handlungsres-
triktionen von individuellen Verkehrsteilnehmern geschlos-
sen werden. Die Kluft zwischen einer mit Aggregatdaten 
vorgenommenen Analyse des Berufspendelverkehrs und 
Mikroanalysen des Verkehrshandelns von Personen und 
Haushalten erscheint in der Raum- und Verkehrsforschung 
nach wie vor groß. Zukünftige Forschungsarbeiten sollten 
daher Makro- und Mikroanalysen verstärkt miteinander 
kombinieren. Die immer bessere Verfügbarkeit geokodier-
ter Mikrodaten zum Mobilitätsverhalten bieten diesbezüg-
lich gute Ansatzpunkte.
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